
 

 

Die Mietwagenzulassungen im Berliner Umland geraten außer Kontrolle: Der TMV fordert 
eine Notbremse und scharfe Kontrollen im Landkreis Teltow-Fläming 

 

Der Taxi- und Mietwagenverband Deutschland (TMV) beobachtet die Entwicklung des    
Mietwagenmarktes im Berliner Umland mit tiefster Sorge. Ein aktuelles Statement des     
Berliner Abgeordneten Tino Schopf sowie eine neue parlamentarische Anfrage der          
Brandenburger Landtagsabgeordneten Martina Maxi Schmidt offenbaren ein behördliches 
Staatsversagen im Landkreis Teltow-Fläming.  

Innerhalb von nur sechs Monaten explodierte dort die Zahl der genehmigten Mietwagen um 
771 Neuzulassungen auf einen historischen Höchststand von 2.128 Fahrzeugen. 

Zum Vergleich: In ganz Berlin – mit rund 3,8 Millionen Einwohnern – waren im März 2026 
lediglich 1.656 Mietwagen registriert. Teltow-Fläming zählt nur etwa 180.000 Einwohner, 
verfügt jedoch über einen weitaus größeren Fahrzeugbestand. 

„Der Grund für diese absurde Schieflage ist kein plötzlicher Mobilitätsbedarf im ländlichen 
Raum, sondern schlichtweg die Flucht unseriöser Akteure aus Berlin“, erklärt TMV-Präsident 
Thomas Kroker.  

Nachdem das Berliner Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten (LABO) den 
Kontrolldruck verschärft und zahlreiche Konzessionen entzogen hat, weichen betrügerische 
Plattformflotten in das Brandenburger Umland aus. 

Das Problem: Die dort zugelassenen Fahrzeuge stehen den Bürgern in Teltow-Fläming gar 
nicht zur Verfügung. Sie drängen zurück auf den Berliner Markt und missachten                 
systematisch die gesetzliche Rückkehrpflicht. Anstatt nach einem Auftrag zum Betriebssitz   
zurückzukehren, warten sie in Berlin illegal auf neue Kunden und zerstören die Existenzbasis 
des ehrlichen Taxigewerbes. 

Die Daten aus der Anfrage der Abgeordneten Martina Maxi Schmidt machen deutlich, dass 
die Kreisverwaltung in Luckenwalde die Kontrolle über den Markt komplett verloren hat. 
Trotz der rasanten Dynamik hinkt der personelle Ausbau der Genehmigungsbehörde        
hoffnungslos hinterher. Kontrollen der Betriebsabläufe finden de facto nur stichprobenartig 
statt. 

Der TMV schließt sich der scharfen Kritik des Abgeordneten Tino Schopf an, welcher der 
Kreisverwaltung ein fehlendes Problembewusstsein sowie Realitätsferne vorwirft. Wer     
Genehmigungen in dieser Größenordnung erteilt, steht in der Pflicht, geltendes Recht auch 
wirksam zu überwachen. 

Daher stellt der TMV folgende Forderungen an die Politik: 
1. Sofortiger Genehmigungsstopp & Sonderprüfungen: Die Kreisverwaltung                 

Teltow-Fläming muss die Reißleine ziehen. Jede Neuzulassung muss ausgesetzt     
werden, bis alle bestehenden Betriebe vollumfänglich und vor Ort überprüft wurden.  

2. Interkommunale Task-Force: Berlin und Brandenburg müssen beim Vollzug der     
Kontrollen dringend zusammenarbeiten. Es braucht gemeinsame, flächendeckende 
Kontrollen von Polizei, Zoll und Ordnungsämtern, um die illegale Schattenwirtschaft 
zu zerschlagen. 



 

3. Einführung von Mindestbeförderungsentgelten: Um dem unlauteren Preisdumping 
durch Uber und Bolt endlich ein Ende zu setzen, fordert der TMV die Bundesländer 
auf, die gesetzlichen Spielräume für Mindestpreise bei Mietwagen umgehend und 
flächendeckend zu nutzen. 

 

„Brandenburg darf nicht denselben Fehler machen wie Berlin in der Vergangenheit und erst 
dann handeln, wenn der Missstand zu einem flächendeckenden Kriminalitäts- und            
Vollzugsproblem geworden ist“, warnt TMV-Präsident Thomas Kroker abschließend. “Wir 
werden von unserer Seite alles erdenklich Mögliche tun, um Martina Maxi Schmidt und Tino 
Schopf zu unterstützen. Das bevorstehende Treffen zwischen Tino Schopf und Brandenburgs 
Verkehrsminister Rainer Crumbach muss zu einem Wendepunkt in der Umland-Regulierung 
werden.“ 

 

 


